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Die Beschwerde der BeschwerdefÃ¼hrerin gegen die Unterlassung einer
Terminsbestimmung durch das Sozialgericht Altenburg wird als unzulÃ¤ssig
verworfen.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache um die Erstattung eines Rabattes in
HÃ¶he von 6 v.H. des Herstellerabgabenpreises zu Gunsten der Krankenkassen aus
dem Verkauf von Arzneimitteln.

Die BeschwerdefÃ¼hrerin hat am 22. Dezember 2003 beim Sozialgericht Altenburg
eine Klage auf Zahlung von 3.096,69 EUR zuzÃ¼glich 5 v.H. Zinsen Ã¼ber dem
Basiszinssatz der EuropÃ¤ischen Zentralbank erhoben und diese mit Schriftsatz
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vom 8. Juli 2004 um die Zahlung von 6.300,03 EUR zuzÃ¼glich 5 v.H. Zinsen Ã¼ber
dem Basiszinssatz der EuropÃ¤ischen Zentralbank erweitert.

Mit Schriftsatz vom 26. November 2004 haben ihre ProzessbevollmÃ¤chtigten beim
Vorsitzenden der 4. Kammer beantragt, einen Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung anzuberaumen. Dieser hat mit VerfÃ¼gung vom 29. November 2004
ausgefÃ¼hrt, es kÃ¶nne keine Aussage darÃ¼ber getroffen werden, wann mit einer
Entscheidung gerechnet werden kÃ¶nne. Bei einem Bestand von Ã¼ber 600 zum
Teil Ã¤lteren Verfahren sei eine Aussage Ã¼ber einen Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht mÃ¶glich. Die Verfahren wÃ¼rden grundsÃ¤tzlich in der
Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet.

Dagegen hat die BeschwerdefÃ¼hrerin Beschwerde eingelegt und ausgefÃ¼hrt, die
Ablehnung einer Terminsbestimmung oder die Nichtentscheidung Ã¼ber einen
Antrag auf Terminsbestimmung oder Anberaumung auf einen unzumutbar spÃ¤ten
Zeitpunkt, die einer Rechtsschutzverweigerung gleichkomme, kÃ¶nne
selbststÃ¤ndig mit der Beschwerde angefochten werden. Es entspreche stÃ¤ndiger
Rechtsprechung, dass eine erhebliche VerzÃ¶gerung der Terminsbestimmung
sachlich nicht gerechtfertigt werden kÃ¶nne, wenn sie auf einem allgemeinen
ordnungswidrigen GeschÃ¤ftsablauf beruhe, so z. B. wegen Ã�berlastung des
Gerichts. Insoweit sei es unerheblich, ob das Sozialgericht noch 600 andere
Ã¤lteren Verfahren anhÃ¤ngig habe. Der GeschÃ¤ftsablauf eines Gerichtes
mÃ¼sste so organisiert sein, dass zeitnah ein Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung anberaumt werden kÃ¶nne. Eine abzusehende Verfahrensdauer von
Ã¼ber drei Jahren sei nicht zumutbar und entspreche nicht den zeitlichen
Anforderungen des Art. 6 Abs. 1 der EuropÃ¤ischen Menschrechtskonvention
(EMRK) und dem aus dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 4 des Grundgesetzes
(GG) folgenden Anspruch auf eine funktionierende Rechtspflege.

Die BeschwerdefÃ¼hrerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

der nach dem GeschÃ¤ftsverteilungsplan des Sozialgerichts Altenburg zustÃ¤ndigen
Kammervorsitzenden aufzugeben, einen Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung des
Rechtstreits (Az.: S 4 KR 2903/03) anzuberaumen.

Die Beklagte hat sich nicht geÃ¤uÃ�ert.

Das Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen, (VerfÃ¼gung vom 10.
Dezember 2004) und die Akten dem Senat zur Entscheidung vorgelegt.

Der Senat hat eine Stellungnahme der ab 1. Januar 2005 zustÃ¤ndigen Richterin M.
vom 13. Januar 2005 eingeholt. Diese hat unter dem 13. Januar 2005 ausgefÃ¼hrt,
sie habe zu diesem Zeitpunkt den Vorsitz der 4., 21., 25. und 26. Kammer
Ã¼bernommen. Es seien insgesamt 129 Verfahren anhÃ¤ngig, die zeitlich vor dem
Verfahren Az.: S 4 KR 2903/03 eingegangen seien. Die Verfahren wÃ¼rden
grundsÃ¤tzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet, wobei sie sich
bemÃ¼he, alle Verfahren mÃ¶glichst zÃ¼gig zum Abschluss zubringen. Bei
realistischer EinschÃ¤tzung mÃ¼sse deshalb davon ausgegangen werden, dass die
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Streitsache innerhalb der nÃ¤chsten sechs Monate voraussichtlich nicht terminiert
werden kÃ¶nne.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der Prozessakte verwiesen.

II.

Die Beschwerde ist unzulÃ¤ssig.

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Beschwerde gegen die "UntÃ¤tigkeit" eines
Sozialgerichts (hier: Nichtterminierung zur mÃ¼ndlichen Verhandlung) statthaft ist.
Diese Frage wird von den Berufungsgerichten in der Sozial- und
Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Literatur uneinheitlich gelÃ¶st. WÃ¤hrend eine
Ansicht die Statthaftigkeit generell ablehnt (vgl. u.a. LSG Berlin vom 27. Januar
2005 â�� Az.: L 9 B 11/05 KR, nach juris, OVG Greifswald vom 27. November 2003
â�� Az.: 2 O 126/03, nach juris, LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 28. Oktober 2003
â�� Az.: L 13 AL 3984/03 B und 5. MÃ¤rz 2003 â�� Az.: L 2 RJ 4399/02, beide nach
juris), vertritt die Gegenansicht die Auffassung, eine Beschwerde gegen die
UntÃ¤tigkeit eines Sozialgerichts sei in entsprechender Anwendung des Â§ 172 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) oder auf Grundlage des Art. 19 Abs. 4 GG mÃ¶glich
(vgl. LSG Rheinland-Pfalz vom 12. April 2000 â�� Az.: L 1 B 49/00 in: NZS 2000, S.
626, LSG Nordrhein-Westfalen vom 20. MÃ¤rz 2002 â�� Az.: L 10 B 29/01 SB, nach
juris, VGH MÃ¼nchen vom 27. Januar 2000 â�� Az.: 10 C 99.3695 in: NVwZ 2000,
693; Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, Kommentar, 7. Auflage 2002, Â§ 110,
Rdnr. 7, Vor Â§ 143, Rdnr. 3d und Â§ 172, Rdnr. 2c; MÃ¤licke im Handkommentar
Sozialgerichtsgesetz, Â§ 172, Rdnr. 6; Kopp/Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung,
13. Auflage 2003, Â§ 146 Rdnr. 32 und Â§ 166 Rdnr. 19).

Die Beschwerde wÃ¤re auch nach der zustimmenden Auffassung jedenfalls nur
dann zulÃ¤ssig, wenn der BeschwerdefÃ¼hrer substantiiert und plausibel einen
sachlich nicht mehr zu rechtfertigenden tatsÃ¤chlichen Stillstand des Verfahrens
dargelegt hÃ¤tte, der einer Rechtsschutzverweigerung gleich kommt (vgl. Meyer-
Ladewig, a.a.O.). Dies ist hier nicht der Fall.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 29. MÃ¤rz 2005 (Az.: 2
BvR 1610/03) zu einer entsprechenden Verfassungsbeschwerde (u.a. mit Hinweis
auf die Rechtsprechung zu Art. 6 Abs. 1 EMRK) ausgefÃ¼hrt, nach Art. 19 Abs. 4 GG
mÃ¼sse ein Rechtsschutz innerhalb angemessener Zeit gewÃ¤hrt werden. Welche
Verfahrensdauer angemessen sei, hÃ¤nge von den UmstÃ¤nden des Einzelfalls ab,
denn der Richter habe fÃ¼r die Bearbeitung anhÃ¤ngiger Verfahren grundsÃ¤tzlich
einen Ermessensspielraum, innerhalb dessen er ggf. aufgrund eigener Gewichtung
von der Bearbeitung nach der Reihenfolge des Eingangs PrioritÃ¤ten in Abweichung
von der Reihenfolge des Eingangs setzen kann. Es komme vor allem auf die
Bedeutung der Sache, die Auswirkungen einer langen Verfahrensdauer fÃ¼r die
Beteiligten, die Schwierigkeit des Falles und das Verhalten der Beteiligten,
insbesondere etwaige den Beteiligten selbst zuzurechnende VerzÃ¶gerungen, eine
gerichtlich nicht zu beeinflussende VerzÃ¶gerung durch die TÃ¤tigkeit von
SachverstÃ¤ndigen oder sonstigen Dritten an (so im Ergebnis auch ThÃ¼rVerfGH
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vom 15. MÃ¤rz 2001 â�� Az.: VerfGH 1/99 in: NJW 2001, 2708, 2709). Diese
Kriterien gelten auch dann, wenn der zustÃ¤ndige Richter seine anhÃ¤ngigen
Verfahren nach dem Eingang bearbeitet, wie die Richter des Sozialgerichts
Altenburg angegeben haben.

Aus dem Vorbringen der BeschwerdefÃ¼hrerin ergibt sich kein Anhalt dafÃ¼r, dass
die o.g. Voraussetzungen vorliegen kÃ¶nnten und damit ein VerstoÃ� gegen den
Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes nach Art. 19 Abs. 4 GG in Gestalt eines
nicht zu rechtfertigenden Verfahrensstillstandes vorliegt. Sie hat keine Tatsachen
dargelegt, die eine Beurteilung der Bedeutung des Rechtsstreits und der konkreten
(fÃ¼r die BeschwerdefÃ¼hrerin mÃ¶glicherweise nachteiligen) Auswirkungen einer
langen Verfahrensdauer etc. ermÃ¶glichen. Entsprechende Anhaltspunkte kÃ¶nnen
auch nicht der Akte entnommen oder vom Senat anderweitig erkannt werden.

Der Vortrag, eine absehbare Verfahrensdauer von "weit Ã¼ber drei Jahren" seit
Klageeingang sei sachlich nicht gerechtfertigt und verletze sie in ihren Rechten, ist
vÃ¶llig unzureichend und beruht zudem offensichtlich auf Spekulationen.
TatsÃ¤chlich betrÃ¤gt die Verfahrensdauer seit Klageeingang derzeit knapp Ã¼ber
16 Monate. Konkrete Vorschriften, die belegen, dass diese "unzumutbar" ist, hat die
BeschwerdefÃ¼hrerin nicht angegeben und sind fÃ¼r den Senat auch nicht
ersichtlich. Jedenfalls enthalten weder das GG noch die EMRK Regelungen Ã¼ber
eine hÃ¶chst zulÃ¤ssige Dauer eines Verfahrens (vgl. ThÃ¼rVerfGH vom 15. MÃ¤rz
2001, a.a.O.).

Der Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 09.08.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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